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Exakt 50 Jahre ist es her seit der 
Volksabstimmung über die soge-
nannte Schwarzenbach-Initia-
tive. Diese wurde am 7. Juni 1970 
knapp abgelehnt. Die äusserst 
emotionale Abstimmungskam-
pagne  richtete sich in erster Linie 
gegen die Italienerinnen und Ita-
liener. Hunder� ausende von ih-
nen hä� en das Land bei einem Ja 
verlassen müssen. Erwünscht wa-
ren nur noch die sogenannten Sai-
sonniers. Viele von ihnen lebten 
in Baracken. Sie ha� en weder das 
Recht auf eine Familie noch auf 
einen Stellenwechsel. Wenn ihre 
Kinder trotzdem in die Schweiz 
kamen, mussten sie versteckt auf-
wachsen. Weil Saisonniers voll-
ständig von ihrem Arbeitgeber 
abhängig waren, war das Saison-
nierstatut ein Tiefl ohnstatut.

Abgescha�   wurde das Saison-
nierstatut erst mit den bilatera-
len Verträgen und der Personen-
freizügigkeit. Das war vor zwan-
zig Jahren.

Jetzt will die SVP mit der so-
genannten Begrenzungsinitiati-

ve wieder zurück zum früheren 
 System. Dadurch wäre im Ver-
hältnis zur EU wieder die Frem-
denpolizei für den Personenver-
kehr zuständig. Vorteilha�  wäre 
das weder für die Wirtscha�  noch 
für die arbeitenden Menschen. 
Warum?

Das Ende des bilateralen Weges
Für die Wirtscha�  wäre es schäd-
lich, weil ein Ja zur SVP-Initiative 
das Ende der bilateralen Verträge 
mit der EU bedeuten würde. Diese 
ist nämlich so formuliert, dass sie 
einseitig zur Kündigung der Bila-
teralen verpfl ichtet, sofern innert 
Jahresfrist mit der EU keine ein-
vernehmliche Lösung gefunden 
werden kann. Die bilateralen Ver-
träge sind aber für die Schweizer 
Wirtscha�  eine unverzichtbare 
Grundlage für ein geregeltes Ver-
hältnis zur EU. Und damit für die 
Arbeitsplätze. Die EU ist der mit 
Abstand wichtigste Handelspart-
ner der Schweiz.

Aber auch den arbeitenden 
Menschen brächte das Ende der 

ZURÜCK ZUR BARACKENSCHWEIZ? Nein danke! Doch es braucht das Engagement von allen, damit diese schädliche SVP-Initiative 
gebodigt werden kann.

Nein zu 
Diskriminie-
rung, Nein zur 
Kündigungs-
Initiative

Paul Rechsteiner,
Ständerat SG

«Erfolgsmodell Schweiz»: 
Die Rechnung bezahlen andere

Für Bürgerliche ist die Schweiz 
ein «Erfolgsmodell» oder ein 
«Chancenland». Zynisch ist bei-
des. Vor zwei Jahren traten die 
Ziele für nachhaltige Entwicklung 
(SDG) der UNO in Kra� , diese sol-
len bis 2030 den Lebensstandard 
der Menschheit wesentlich erhö-
hen. Zu den Zielen gehört, dass 
wir Armut und Hunger besiegen, 
die  Gesundheit verbessern, Frie-
den sti� en, Ungleichheiten redu-
zieren und den Klimaschutz ver-
schärfen. 

Eine neue Studie der Bertels-
mann-Sti� ung zeigt nun: Die 
Schweiz hindert andere Gesell-
scha� en stärker als jedes andere 
Land daran, die SDG zu erreichen. 
Die negativen Auswirkungen von 
Wirtscha� sweisen auf ande-
re Gesellscha� en sind nirgends 

schen Katastrophen. Das Verhal-
ten der Schweiz ist nicht verallge-
meinerbar. 

Die Autoren Markus Wissen 
und Ulrich Brand nennen solches  
Wirtscha� en im gleichnami gen 
Bestseller die «Imperiale Lebens-

weise»: Länder im globalen Nor-
den leben mit einem hohen Le-
bensstandard, lagern aber die 
Kosten dafür aus – vor allem an 
Menschen im globalen Süden, die 
durch  miserable Arbeitsbedin-

gungen, Kriege, Umweltkatastro-
phen oder wirtscha� liche Unter-
entwicklung durch unsere Politik 
geschädigt werden. 

Gesucht: Mobilitätswende
Menschen, die von Lohn oder 
Rente leben, haben als Einzelne 
kaum Einfl uss darauf, ob wir von 
der imperialen Lebensweise weg-
kommen. Aber wer Profi te zu ma-
ximieren versucht und dabei an-
dere Menschen ausbeutet, macht 
dies bewusst und willentlich. Da-
gegen müssen wir kämpfen. Wir 
sollten sofort gegen das klima-
schädliche Finanzsystem vorge-
hen, danach aber auch von der 
imperialen Lebensweise im In-
land wegkommen: Sta�  steigen-
dem Ressourcenbedarf durch 
E-Autos brauchen wir eine Mobi-
litätswende mit autofreien Städ-
ten und massivem Ausbau des 
öff entlichen Verkehrs, auch auf 
dem Land. 

Nur mit  einem Systemwech-
sel können wir unsere globale 
Verantwortung für eine solidari-
schen Welt wahrnehmen. 

EINE NEUE STUDIE ZEIGT, WIE ZYNISCH DIE VORSTELLUNG VOM «ERFOLGSMODELL» ODER «CHANCENLAND SCHWEIZ» IST: 
Kein Land hindert andere Länder stärker daran, sich nach den «Sustainable Development Goals», den Nachhaltigkeitszielen der Vereinten 
Nationen, nachhaltig und sozial zu entwickeln. 
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grösser. Aber wie genau schadet 
die Schweiz anderen Ländern? 

Wirtscha� spolitik am Pranger
Besonders schlimm steht es um 
die Schweizer Finanz- und Wirt-
scha� spolitik – der ideologische 
Kern von «Erfolgsmodell» und 
«Chancenland». Diese befeuert 
Steuerhinterziehung und Kapi-
talfl ucht aus den Ländern des Sü-
dens und raubt den Volkswirt-
scha� en dringend benötigtes 
 Kapital. Fehlendes Steuersubstrat 
fehlt dann für die Gesundheits-
versorgung, für öff entliche Güter 
und den Klimaschutz. 

Auch in Sachen Klima- und 
Umweltkrise ist die Politik der 
Schweiz eine Katastrophe. Nie-
mand gefährdet die Biodiversität 
im Ausland stärker. Bei den im-
portierten CO₂-Emissionen sind 
wir nicht ganz vorne; die Schweiz 
gehört aber zu den schlimmsten 
Klimasaboteurinnen.

Bauten alle Gesellscha� en ihre 
Wirtscha�  so auf, versänke  die 
Weltgemeinscha�  in mehr Krie-
gen, Hungersnöten und ökologi-

Nur mit  einem 
Systemwechsel 
können wir 
unsere globale
Verantwortung 
wahrnehmen.
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Zwei Dri� el der Schweizer Bevöl-
kerung wünschen sich laut zahl-
reichen Umfragen mehr Transpa-
renz in der Politikfi nanzierung. 
Umso en� äuschender war das 
Nein des Ständerates letzten De-
zember zur breit abgestützten 
Volksinitiative von SP, BDP, EVP, 
Grünen, Piratenpartei, Transpa-
rency International Schweiz und 
 Public Eye.

Transparenz scha�   Vertrauen 
Off ensichtlich konnten auch die 
vor zwei Jahren in Schwyz und 
Freiburg gewonnenen Volks  -
abstim  mungen zu kantonalen  
«Trans parenz-Initiativen» der 

JUSO den Ständerat nicht be-
eindrucken. Dabei sollten alle Po-
litikerinnen und Politiker doch ei-
gentlich ein grosses Interesse dar-
an haben, echte Transparenz zu 
schaff en und damit das Vertrauen 
der Bürgerinnen und Bürger in die 
Politik zu stärken. 

Denn vergessen wir nicht: In 
keinem Land können Bürgerin-
nen und Bürger so o�  abstimmen 
und wählen wie in der Schweiz. 
Darauf sind wir zu Recht stol z. 
Doch gerade darum ist es wich-
tig, dass bei all diesen Urnengän-
gen und Wahlen mit off enen Kar-
ten gespielt wird. Dass mögliche 
Abhängigkeiten überhaupt erst 
bekannt werden. Als Basis ihrer 
Entscheidung an der Stimm- und 
Wahlurne hat die Stimmbevöl-
kerung darum das Recht zu wis-
sen, welche grossen Geldgeberin-
nen und Geldgeber (konkret: ab 
10 000 Franken)  hinter Parteien 
oder Komitees stecken.

dungsbereich fast vollständig aus. 
Denn bereits die Schwelle von 
10 000 Franken – immerhin fast 
zwei durchschni� liche Monats-
löhne – ist ein moderater Kom-
promiss. Im europäischen Aus-
land etwa liegt der durchschni� -
liche Schwellenwert bei 3500 
Euro. Fakt ist: Für Parteien und 
Komitees können gefährliche Ab-
hängigkeiten bereits bei Spenden 
über 10 000 Franken entstehen. 
Bürgerinnen und Bürger sollen 
darum auch bereits von solchen 
Geldfl üssen wissen.

Ausgehöhlte 
Kontrollmechanismen
Dass der Ständerat in seinem Ge-
genvorschlag auch noch die Kont-
rollmechanismen ausgehöhlt hat, 
geht defi nitiv zu weit. Ist doch ein 
griffi  ges und effi  zientes Kontroll-
system zentral für die erfolgrei-
che Durchsetzung der Off enle-
gungspfl ichten. Weiter beschloss 

das «Stöckli», Ständeratswahlen 
von der Off enlegung auszuklam-
mern. Auch das ist unverständ-
lich. Denn im Sinne der Gleich-
behandlung sollen  für  National- 
und Ständeratswahlen dieselben 
Regelungen gelten. Umso mehr, 
als ein und dieselben Leute o�  
für beide Kammern kandidieren 
und bei Ständeratswahlen wohl 
o�   sogar noch mehr und höhe-
re Grossspenden im Spiel sind. Es 
ist nun am neugewählten Natio-
nalrat,  einen griffi  gen indirekten 
Gegenvorschlag zu beschliessen 
und die «Transparenz-Initiative» 
anzuneh men. 

Schweiz ist letztes Land Europas 
ohne Transparenz
Denn der Druck steigt. Greco – die 
Anti-Korruptionsbehörde des Eu-
roparates – rügt die Schweiz immer 
wieder punkto fehlender Transpa-
renz in der Parteien fi nanzierung. 
Zu Recht: Inzwischen sind wir mit 

Ausnahme der Ministaaten An-
dorra  und Malta das einzige Land 
in Europa, in dem keine Informa-
tionen zu Grossspenden sowie 
Parteien- und Kampagnenfi nan-
zierungen veröff entlicht werden 
müssen. Damit können wir über 
mögliche fi nanzielle Abhängig-
keiten nur spekulieren. Ein off en-
sichtliches Defi zit. Klar ist einzig: 
Hä� e Geld keinen Einfl uss, würde 
für Wahl- und Abstimmungskam-
pagnen nicht immer mehr Geld 
ausge geben.

Stimmbevölkerung kann sich 
erstmals äussern
Fazit: Wollen wir unsere Demo-
kratie stärken und für das 
21. Jahrhundert fi t machen, 
braucht es endlich mehr Trans-
parenz in der Politikfi nanzierung. 
Nun liegt der Ball beim National-
rat und dann – endlich und zum 
ersten Mal überhaupt! – bei der 
direktbetroff enen Bevölkerung.

Nadine 
Masshardt,
Nationalrätin BE, 
Co-Präsidentin 
des Trägervereins 
der «Transparenz-
Initiative» 

weil die Gesamtarbeitsverträge 
gestärkt wurden.

Ältere Arbeitnehmende 
unter Druck
Neue Antworten braucht es bei 
den Problemen, mit denen ältere
Menschen auf dem Arbeitsmarkt 
zunehmend konfrontiert sind. 
Noch immer nicht realisiert ist 
ein wirksamer Kündigungsschutz  
für langjährige ältere Arbeit-
nehmende, obwohl dieser nicht 
mehr als Anstand wäre. Immer-
hin geht es jetzt, dank sozial-
partnerscha� lichen Gesprächen,  
mit der Überbrückungs leistung 
für Ältere, denen die Aussteu-
erung droht, endlich vorwärts. 
Und realisiert wird auch die For-
derung, dass der Anspruch auf 
eine Rente der Pensionskasse 
bei einem Stellenverlust nicht 
mehr verloren geht. Für mehr 

DER STÄNDERAT LEHNT DIE «TRANSPARENZ-INITIATIVE» AB UND BESCHLIESST DAFÜR EINEN STARK ABGESCHWÄCHTEN GEGENVOR-
SCHLAG. Das Erfreuliche an dieser ungenügenden Vorlage: Der Handlungsbedarf ist nun immerhin anerkannt. Jetzt liegt der Ball beim Nationalrat.

Zeit für mehr Transparenz in der Politikfi nanzierung

Alles gekau� ? Die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger wissen nicht, wer die Wahl- und Abstimmungskampagnen fi nanziert und damit einem 
 Anliegen erst zum Durchbruch verhil� . Die SP ist hier freiwillig transparent. Die Politik insgesamt muss endlich transparenter werden!

Ganz wohl schien es dem Stände-
rat mit seinem Nein zur «Trans-
pa renz-Initiative» allerdings nicht 
zu sein. So beschloss er einen in-
direkten Gegenvorschlag. Damit 
anerkennt nun nach dem Bundes-
rat auch die Kleine Kammer grund-
sätzlich den Handlungsbedarf.

Ständerat anerkennt Problem 
und schwächt ab
Leider bleibt der Gegenvorschlag 
bezüglich Schwellenwerten und 
wirksamen Kontrollmechanis-
men sowie Sanktionen ungenü-
gend. So beschloss der Ständerat, 
die Schwellenwerte für die Of-
fenlegungspfl icht von 10 000 auf 
25 000 Franken mehr als zu ver-
doppeln. Und Wahl- sowie Ab-
stimmungskomitees sollen ihre 
Finanzen erst ab 250 000 Fran-
ken transparent machen müs-
sen (sta�  wie mit der Initiative ab 
100 000 Franken). Diese massiven 
Erhöhungen höhlen den Anwen-

Bilateralen mit der Personenfrei-
zügigkeit grosse Nachteile. Der 
Schutz der Löhne durch die soge-
nannten fl ankierenden Massnah-
men ist mit den bilateralen Ver-
trägen verknüp� . Dank dem für 
die Schweiz neuen Lohnschutz, 
verbunden mit den Mindestlohn-
kampagnen der Gewerkscha� en, 
sind die Löhne in den Tiefl ohn-
sektoren in den letzten zwanzig 
Jahren stark gestiegen. Auch im 
Vergleich mit der negativen Ent-
wicklung in verschiedenen euro-
päischen Ländern schneidet die 
Schweiz in diesen Jahren gut ab.

Die Verbesserung der zu tie-
fen Löhne in manchen Branchen 
bleibt zwar ein wichtiges Anlie-
gen auch für die Zukun� . Die Vo-
raussetzungen dafür sind aber 
mit den Lohnschutzmassnah-
men und den bilateralen Verträ-
gen weit besser als ohne. Auch 
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Kamp� ets: halbe Kosten, doppelte Wirkung
greifen. Tatsächlich fährt unser 
Land im Windscha� en der NATO 
in sicheren Gewässern. 

Eine souveräne Aufgabe 
Die Überwachung seines Lu� -
raums ist eine souveräne Aufga-
be jedes Landes. Und unser Land 
möchte diese Souveränität legiti-
merweise ausüben. Da die tradi-
tionelle Kriegsführung selbst auf 
lange Sicht ein nahezu undenk-
bares Szenario bleibt, besteht die 
einzige wirkliche Mission unserer 
Militärlu� fahrt in der Lu� polizei 
zu Friedenszeiten. Dafür gibt es 
Kampffl  ugzeuge, die – zu weit tie-
feren Kosten – ausreichend wirk-
sam sind, um den Grossteil der 
Schutzmissionen durchzuführen. 
Und für die seltenen Situationen, 
die effi  zientere Kampffl  ugzeuge 
erfordern, wird es noch etliche 
Jahre lang möglich sein, sich auf 
unsere FA-18 zu verlassen.

Wozu also die Anschaff ung 
kost  spieliger, leistungsstarker, 
teu rer und besonders umwelt-
schädlicher  Kampffl  ugzeuge, wie 
sie der Bundesrat mit seinem Bud-
get von sechs Milliarden vorsieht? 
Ihr spezifi scher und hypotheti-
scher Nutzen würde sich auf Ein-

Seit Jahren erinnert uns der Bun-
desrat bei jeder Gelegenheit da-
ran, dass – wie in der Vergan-
genheit – in absehbarer Zukun�  
kein feindlicher Staat unser Land 
angreifen oder bei uns einmar-
schieren möchte. Darüber hin-
aus befi ndet sich die Schweiz in 
einer sehr privilegierten geostra-
tegischen Lage, umgeben von be-
freundeten Ländern, im Her-
zen des Kontinents, mi� en drin 
im Verteidigungsdispositiv der 
NATO. Und da sich die Mitglied-
staaten der mächtigsten Vertei-
digungskoalition der Welt in Ar-
tikel 5 des Washingtoner Vertrags 
zum gegenseitigen Beistand ver-
pfl ichtet haben, sollte eines ihrer 
Mitglieder angegriff en werden, 
müsste ein kriegführender Staat 
zunächst ein Land des Atlanti-
schen Bündnisses durchqueren 
und eine Reaktion der NATO aus-
lösen, wollte er die Schweiz an-

sätze in Extremsituationen be-
schränken: z. B. ein Angriff  auf ein 
Dri� land – undenkbar angesichts 
unserer Neutralität. Oder die ver-
zweifelte Verteidigung des Lan-
des gegen eine feindliche Invasi-
on, was die Niederlage der NATO 
voraussetzen würde, so dass un-
ser kleines Land wenig Aussicht 
auf Erfolg hä� e.

Die wahren Risiken sind andere
Dennoch gibt es Sicherheitsbe-
drohungen für unser Land, und 
unser Geld muss eff ektiv inves-
tiert werden, um uns gegen die-
se zu schützen: Was bringt es, 
Kamp� ets zu beschaff en, die mit 
Kosten von mehr als 100 Milli-
onen Franken pro Stück veran-
schlagt werden, um den Terro-
rismus oder Cyberrisiken zu be-
kämpfen? Und vergessen wir 
nicht die Tragödien, die im Zu-
sammenhang mit dem Klimawan-
del vorhergesagt werden: Über-
schwemmungen, Muren, Erdrut-
sche oder Dürren.

Für die plausibelsten Risiken 
im Zusammenhang mit dem Lu� -
raum brauchen wir ein effi  zien-
tes Boden-Lu� -Verteidigungs-
system: Gegen Raketenabschüsse 

Pierre-Alain 
Fridez,
Nationalrat JU

oder Drohnen, die für terroristi-
sche Zwecke eingesetzt werden. 
Wir haben keinen Bedarf an neu-
en Kampffl  ugzeugen.

Es geht vor allem um grosse 
Geldsummen, die viel gescheiter 
eingesetzt werden könnten: zur 
Senkung der Krankenkassenprä-
mien, zur Stärkung der AHV, für 
die Ausbildung und vor allem für 
Investitionen im Zusammenhang 
mit der Energie wende. 

Für die Verteidigung ihres 
Lu� raums darf die  Schweiz das 
Geld nicht zum Fenster hinaus-
werfen. Der Kauf der neuesten 
Genera tion  von Kampffl  ugzeugen  
wäre ein völlig unnötiger fi nanzi-
eller riesen Aufwand.

Respekt den Älteren gegenüber 
muss noch einiges geschehen. 
Mit einem Ja zur SVP-Initiative 
ist aber älteren Arbeitnehmen-
den nicht gedient. Und auch nicht 
mit der Hetze gegen Menschen 
mit einem ausländischen Pass. 
Sondern nur mit neuen Rechten. 
Die Abstimmung über die Be-
grenzungsinitiative wird somit 
für die Schweiz zu einer Schlüs-
selabstimmung im Verhältnis 
zur EU. Bei einem Ja würde die 
Schweiz wieder um Jahrzehnte  
zurückgeworfen. In die Zeit vor
den bilateralen Verträgen.

Nie wieder Diskriminierung
Eine Schlüsselabstimmung ist 
es aber auch für den schweizeri-
schen Arbeitsmarkt. Vor den bi-
lateralen Verträgen und der Per-
sonenfreizügigkeit galt auf dem 
Arbeitsmarkt das Prinzip der Dis-

kriminierung. Zum Schaden der 
arbeitenden Menschen mit ein-
geschränkten Rechten. Aber im 
Ergebnis auch zum Schaden der 
anderen. Denn das diskriminie-
rende System spaltete die arbei-
tenden Menschen nach ihrer Her-
kun� . Der Keil der fremdenfeind-
lichen Diskriminierung wirkte 
sich nicht nur mental, sondern in 
den betroff enen Branchen auch 
materiell negativ aus. 

Dafür, dass diese Schlüssel-
abstimmung gewonnen wird, 
braucht es nicht nur den Einsatz 
jener, die aus wirtscha� lichen 
Gründen gegen die Kündigung 
der bilateralen Verträge kämp-
fen. Sondern das Engagement al-
ler, die nicht zu einem diskrimi-
nierenden System zurückwollen.

Wie schon vor 50 Jahren darf 
diese Auseinandersetzung nicht 
unterschätzt werden.  
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Bi� e unter-
schreibe den 
Unterschri� en-
bogen auf der 
Rückseite. 
Merci!
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